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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


1 . Abgeordneter Wer ist nach Ansicht der Bundesregierung für 

Dr. Enders Anträge von Gehörlosen zur Übernahme von Kosten 

(SPD) für optische Klingelanlagen und Lichtweckuhren 

verantwortlich, da sich in vorliegenden Fällen 
weder AOK noch Sozialamt für zuständig erklärten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


2. Abgeordneter An welchen Betriebsversammlungen hat der Bundes- 
Pf eff ermann minister für Forschung und Technologie seit dem 

(CDU/CSU) 1. Januar 1975 teilgenommen, sowohl im Bereich 

der staatlichen Forschungszentren als auch in der 
Wirtschaft? 


3. Abgeordneter Bei welchen Unternehmen, die gleichzeitig For- 
Pfeffermann schungsgelder des Bundes erhalten, hat der Bundes- 

(CDU/CSU) minister für Forschung und Technologie seit dem 

1. Januar 1974 bei Betriebsversammlungen ge- 
sprochen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


4. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, der staatlich gelenkte Ost- 
berliner Turn- und Sportbund habe in seinem An- 
gebot an den Deutschen Sportbund die ohnehin 
schon völlig unzulängliche Zahl von 62 Begeg- 
nungen im Jahr 1975 um rund 30 % auf ganze 
42 Begegnungen im Jahr 1976 reduziert, und 
welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung — bejahendenfalls — aus der auch auf dem 
Gebiet des Sports ständig zunehmenden Kon- 
frontation- und Abgrenzungspolitik Ost-Berlins? 


5. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerungen 
des DDR-Außenministers Fischer gegenüber schwe- 
dischen Journalisten, daß die Bürger der DDR, die 
in die Bundesrepublik Deutschland reisen wollten, 
auch reisen könnten, und wird die Bundesregierung 
die Ostberliner Regierung in Gesprächen über Reise- 
möglichkeiten beim Wort nehmen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


6. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Äußerung 
des amerikanischen Anwalts Belli, der Witwen ver- 
unglückter deutscher Starfighter-Piloten gegenüber 
US-Herstellerfirmen vertritt, auf Pressekonferenzen, 
wonach die Bundesregierung nur spärliche Infor- 
mationen in der Sache geliefert und zu spät für 
Gerichtsverfahren Zeugen zur Verfügung gestellt 
habe? 


7. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Presseberichte bestäti- 
gen, daß die Zahl der bei den Verkehrsunfällen 
ums Leben kommenden jungen Soldaten vergleichs- 
weise nahezu doppelt bis dreifach so hoch ist, wie 
die der gleichaltrigen Zivilisten? 


8. Abgeordneter Trifft es zu, daß derzeit ein deutsches Meinungs- 

Conradi forschungsinstitut eine Umfrage über die Bundes- 

(SPD) wehr veranstaltet, bei der Soldaten der Bundeswehr 

befragt werden? 


9. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


Trifft es zu, daß Soldaten der Bundeswehr „nahe- 
gelegt“ worden ist, im Fall, daß sie im Rahmen 
dieser Umfrage befragt werden, die Aussage zu 
verweigern und ihren Disziplinarvorgesetzten zu 
verständigen? 


10. Abgeordnete 
Frau 
Tübler 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Pressesprecher des Bundes- 
verteidigungsministers gegenüber Journalisten er- 
klärt hat, der damalige Leiter des Studentenbereichs 
der Bundeswehrhochschule München, Oberstleut- 
nant Schmidt, sei nach seinem Ausscheiden aus der 
Bundeswehr aus einer großen Zahl von Bewerbern 
für die Aufgabe des Geschäftsführers einer Seilbahn 
in Oberstdorf deshalb ausgewählt worden, weil er 
familiäre Bindungen zum Besitzer dieses Unter- 
nehmens gehabt habe? 


1 1 . Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach für einen 
Empfang aus Anlaß des Besuchs des Bundespräsi- 
denten in der Sowjetunion eine Bundeswehrma- 
schine, Waren und Personal nach Moskau bringen 
mußte, und die Kosten hierfür 50 000 DM be- 
trugen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und fiir das Post- und Femmeldewesen 


12. Abgeordneter 

Dr. Müller y 
Hermann 

(CDU/CSU) 


Wieviel Beinahe-Unfälle hat es in den letzten drei 
Jahren im Luftraum der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegeben, und welches sind die Ursachen nach 
den Ermittlungen der Bundesanstalt für Luftfahrt? 


13. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, innerhalb von vier 
Wochen dem Bundestag bzw. seinen zuständigen 
Ausschüssen ein Sicherheitskonzept zur Koordi- 
nation der zivilen und militärischen Luftüber- 
wachung vorzulegen? 
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14. Abgeordneter 
Ollesch 
(FDP) 


Entspricht der Plan für den Ausbau der Jade auf 
18,5 m unter Seekartennull (SKN) den im Jahr 
1974 in Brüssel von der Ständigen Internationalen 
Vereinigung der Schiffahrtskongresse herausgegebe- 
nen Empfehlungen der 2. Internationalen Öltanker- 
Kommission? 


15. Abgeordneter 
Ollesch 
(FDP) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß im Inter- 
esse der Sicherung der Energieversorgung und des 
Umweltschutzes die noch fehlenden Ausbauar- 
beiten im Bereich der Jade beschleunigt durchzu- 
führen sind? 


16. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 


Welche konkreten Schritte sind unternommen 
worden, und wann ist mit der Fertigstellung aller 
Arbeiten einschließlich dem Bau der Radarkette 
und der Funkpeilsysteme an der Tiefwasserrinne 
der Jade zu rechnen? 


17. Abgeordneter 

MÜz 

(CDU/CSU) 


Hat die Deutsche Bundesbahn die Berechnungen 
über die Länge ihres betriebswirtschaftlich opti- 
malen Streckennetzes abgeschlossen, und wann 
wird der Deutsche Bundestag über das Ergebnis 
informiert? 


18. Abgeordneter In welcher Weise wird der Verkehrsausschuß des 

Milz Deutschen Bundestages vor Beginn der Verwirk- 

(CDU/CSU) lichung des Streckenstillegungsplans mit dem 

Vorhaben der Deutschen Bundesbahn beschäftigt? 


19. Abgeordneter 
Dr. Luda 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu tun, 
daß mit der Einschränkung der Selbstabholung für 
Stückgut bei der Deutschen Bundesbahn, wie sie 
in der 83. Änderungsverordnung zur Eisenbahn- 
Verkehrsordnung durchgesetzt wurde, vielen 
kleineren Speditionsunternehmen, insbesondere so- 
genannte Vollmachtspediteuren, die Existenzgrund- 
lage entzogen wird? 


20. Abgeordneter 
Dr. Luda 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Verhalten der 
Deutschen Bundesbahn, die durch eine drastische 
Kündigungswelle kleinere Spediteure aus dem Bahn- 
stückgutgeschäft drängt, um in der Regel jeweils 
bei einem Stückgutbahnhof einem großen Spedi- 
tionsunternehmen die gesamte Verteilung des 
Bahnstückguts zu übertragen? 


21. Abgeordneter 
Dr. Kraske 
(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, meine Frage 
nach geeigneten Maßnahmen zur Abwendung von 
Gefährdungen im Luftverkehr, die ich am 23. Juli 
1975 auf Grund eines Beinahe-Zusammenstoßes 
über Osnabrück gestellt hatte, mit dem allgemein 
gehaltenen Hinweis zu beantworten, der Ansatz 
zur Lösung der Probleme liege „vor allem in einer 
Verbesserung der Einhaltung der luftverkehrs- 
rechtlichen Vorschriften durch die militärischen 
Piloten, d. h., in einer Erhöhung der fliegerischen 
Disziplin“, wenige Wochen später aber auf Grund 
eines weiteren - allerdings von der Öffentlichkeit 
stark beachteten — Beinahe-Zusammenstoßes nach 
einem Gespräch auf Ministerebene militärische 
Sichtflüge oberhalb 3300 m Höhe zu verbieten? 
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22. Abgeordneter 
Dr. Kraske 
(CDU/CSU) 


Wie rechtfertigt es die Bundesregierung, daß sie 
eine entsprechende Änderung der geltenden Vor- 
schriften, die sie doch offenkundig für notwendig 
und sinnvoll hält, erst jetzt verfügt hat, obwohl sie 
bereits in ihrer Antwort vom 8. August 1975 mit- 
geteilt hat, daß es nach den ihr vorliegenden Mel- 
dungen 1974 242 gefährliche Begegnungen, davon 
91 ernstere Fälle der Kategorie A, gegeben hätte? 


23. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Vorschlag des 
Bayerischen Staatsministers des Innern für die 
Einbeziehung der Bundesautobahn Würzbufg-Ulm 
in die Dringlichkeitsstufe I a voll bzw. modifiziert 
zu entsprechen? 


24. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 
Martiny 

(SPD) 


Wie hat sich das Fluggastaufkommen im Inland- 
verkehr im Laufe der letzten drei Jahre entwickelt, 
von welchen Prognosen für die nächsten Jahre geht 
die Bundesregierung aus, und wie beurteilt sie die 
damit zusammenhängende Auslastung der bundes- 
deutschen Flughäfen, insbesondere des Flughafens 
München? 


25. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 
Martiny 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Verbraucher 
nach Bezahlung ihrer Umzugskostenrechnung häufig 
zu Nachzahlungen aufgef ordert werden, die sie ge- 
mäß § 23 des Güterkraftverkehrsgesetzes verpflich- 
tet sind zu zahlen, obwohl sie von der Richtigkeit 
der Entgeltberechnung ausgehen mußten, und ist 
die Bundesregierung bereit, diesen für die Ver- 
braucher unzumutbaren Tatbestand zu beseitigen? 


26. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an den Plänen zur Neu- 
Sehröder Organisation der Postverwaltung im ostfriesischen 

0" (Wilhelminenhof) Raum fest, obwohl die Betriebsräte ernsthafte 
(CDU/CSU) Bedenken angemeldet haben und die gewünschten 

Personaleinsparungen und Rationalisierungserfolge 
anzweifeln? 


27. Abgeordneter 
Dr. Althammer 
(CDU/CSU) 


Sieht das Bundespostministerium eine Möglichkeit, 
für die Telefonseelsorge im Ortsverkehr Kosten- 
erhöhungen zu vermeiden, um damit diese wichtige 
Aufgabe, bei der es u. U. um Menschenleben gehen 
kann, weiter ungeschmälert fortführen zu können? 


28. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen zu 
treffen, um die erhebliche Benachteiligung, die den 
Fernsprechteilnehmern des Zonenrandgebiets bei 
der Festlegung der Nahbereiche des Fernsprech- 
netzes entstehen, zu verhindern? 


29. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Rehlen 

(SPD) 


Hat der Postverwaltungsrat anläßlich seines am 
29. September 1975 gefaßten Beschlusses, Nah- 
verkehrsbereiche im Telefondienst einzurichten 
und die Zeitzählung im Ortsnetz einzuführen, 
Alternativen geprüft und wenn ja, welche? 
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30. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Rehlen 

(SPD) 


Wie teuer müßte eine Gesprächseinheit im Orts- 
verkehr sein, wenn die Deutsche Bundespost auf 
die Einführung der Zeitzählung verzichten würde, 
trotzdem aber ihre Pläne, Nahverkehrsbereiche 
einzurichten, durchführte? 


31. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Welche konkreten Gründe waren entscheidend, 
daß die Bundesregierung eine Sondermarkenserie 
mit Zuschlag zugunsten der Deutschen Sporthilfe 
für 1976 eingeplant hat, obwohl dadurch gerade 
wieder die Briefmarkensammler verstärkt zur 
Kasse gebeten werden? 


32. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie hoch sind die in den letzten Jahren an Philate- 
listen im Abonnement als Dauerkunden verausgab- 
ten Stückzahlen von Zuschlagserien im Verhältnis 
zur Auflagenhöhe? 


33. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die Zahl der von den Behörden der 
DDR im Jahr 1974 und im Jahr 1975 bis jetzt 
(soweit die Zahlen vorliegen) an Absender in der 
Bundesrepublik Deutschland zurückgesandten Pa- 
ketsendungen, und wie hoch ist die Zahl der ver- 
lorengegangenen Paket- und Einschreibsendungen? 


34. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die Aufwendungen der Deut- 
schen Bundespost in den Jahren seit 1970 bis 
jetzt für den Ersatz verlorengegangener Paket- 
und Einschreibsendungen, die für Empfänger in 
der DDR bestimmt waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


35. Abgeordneter 
Wolf 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, ähnlich wie beim 
stufenweisen Abbau von bleihaltigen Zusätzen im 
Benzin, die „Technische Anleitung zur Reinhaltung 
der Luft“ (sogenannte TA-Luft nach § 48 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes — BImSchG) da- 
hin gehend zu ändern, daß die Höchstwerte der 
Massenkonzentration staubförmiger Schwermetall- 
emissionen der Klasse I stufenweise gesenkt werden, 
soweit technisch möglich gegebenenfalls auf Null, 
und wie sieht ein internationaler Vergleich der 
erwähnten Höchstwerte der Klasse I aus? 


36. Abgeordneter 

Lenz 

(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, 
daß südvietnamesischen Ehegatten deutscher Staats- 
bürger die Einbürgerung gewährt wird, ohne ihnen 
die Entlassung aus dem süd vietnamesischen Staats- 
verband abzuverlangen, sofern sie einen Antrag auf 
Entlassung an die frühere südvietnamesische Regie- 
rung gerichtet haben? 
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37. 


Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 14. November 1975 zu, daß ein 
bewaffnetes Streifenboot der ,,DDR“-Grenztruppe 
eine Zeit lang am südwestlichen Ufer der Elbe 
gelegen habe und Insassen des Boots sogar das 
Ufer betreten hätten, und wie wird die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls — in Zukunft das 
Bundesgebiet zu Land und zu Wasser vor derartigen 
Übergriffen Ost-Berlins schützen? 


38. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 

(Hamburg) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung die in dem Bericht 
„16 000 Kinder verschwinden jedes Jahr“ des 
deutschen Wochenmagazins Der Stern (Nr. 46 
vom 6. November 1975) gemachten statistischen 
Angaben bestätigen? 


39. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 

(Hamburg) 

(SPD) 


Sollte die Angabe von 20 % ungeklärter Fälle pro 
Jahr zutreffen, ist dann davon auszugehen, daß hier 
Kriminaltatbestände vorliegen, die in der allge- 
meinen Kriminalstatistik der Bundesrepublik 
Deutschland und in der besonderen Statistik der 
Tatursachen unberücksichtigt bleiben? 


40. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Raum- 
pflegerinnen, die regelmäßig Möbel und Böden in 
staatlichen Forstämtern pflegen, Gewähr für das 
jederzeitige Eintreten für die freiheitlich-demo- 
kratische Grundordnung bieten müssen, und sieht 
die Bundesregierung Unterschiede, wenn diese 
Putzfrauen nicht direkt als Arbeitnehmerinnen bei 
staatlichen Forstämtern angestellt sind, sondern 
dieselbe Tätigkeit als Angestellte einer privaten 
Reinigungsfirma ausüben? 


41. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung ver- 
anlaßt, aus Anlaß des Todes des Diktators Franco 
Trauerbeflaggung anzuordnen? 


42. Abgeordneter 
Schreiber 
(SPD) 


Auf Grund welcher internationalen Vereinbarung 
wird von der Bundesregierung Trauerbeflaggung 
anläßlich des Todes ausländischer Staatsoberhäupter 
angeordnet? 


43. Abgeordneter 
Schreiber 
(SPD) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung im 
Fall des Todes des chilenischen Staatspräsidenten 
Salvador Allende keine Trauerbeflaggung ange- 
ordnet? 


44. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Dient es nach Ansicht der Bundesregierung den 
Interessen und dem Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland, wenn bei für Bundesbehörden ange- 
ordneter Trauerbeflaggung einige Bundesländer 
sich demonstrativ nicht anschließen, und wie hat 
die Bundesregierung sicher gestellt, daß auch in den 
Bundesländern, die beim Tode des spanischen 
Staatschefs die Trauerbeflaggung boykottiert haben, 
die dort gelegenen Bundesbehörden die angeord- 
nete Trauerbeflaggung zeigten? 
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45. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die in der Presse aus der 
Dr. Hupka noch nicht der Öffentlichkeit vorgelegten Doku- 

(CDU/CSU) mentation über die Kriegsgefangenenlager mitge- 

teilten Angaben bestätigen, daß in den Kriegs- 
gefangenenlagern der Sowjetunion 30 Prozent der 
deutschen Kriegsgefangenen gestorben sind, und 
wann gedenkt die Bundesregierung, diese Doku- 
mentation jedermann zugänglich zu machen? 


46. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(SPD) 


Welche Konsequenzen sind aus dem Betriebsunfall 
mit zwei Todesopfern im Kernkraftwerk Gund- 
remmingen für die Reaktorsicherheit hinsichtlich 
technischer und personenbezogener Sicherheits- 
vorkehrungen zu ziehen? 


47. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Untersuchungsergebnisse über den Unfall im Kern- 
kraftwerk Gundremmingen vorbehaltlos und in 
allen Details der breiten Öffentlichkeit bekannt- 
zugeben? 


48. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Erfolgten die Reparaturen im Kernkraftwerk 
Gundremmingen auf Grund bereits voraussehbar 
gewesener Sicherheitsrisiken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


49. Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß von den 
bislang bekannten Ergebnissen der Arbeiten der 
UNCITRAL zur Reform des internationalen See- 
frachtrechts (Haager Regeln) ökonomische Nach- 
teile für die deutsche Verkehrs Wirtschaft, insbe- 
sondere eine wesentliche Erhöhung der Haftungs- 
versicherungkosten, zu befürchten sind? 


50. Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, der Verteuerung 
der Versicherungskosten und damit der Gesamt- 
transportkosten des Seeverkehrs insbesondere in- 
folge der vorgeschlagenen Streichung der Haftungs- 
ausschlüsse für „Feuer“ und sogenanntes „Nau- 
tisches Verschulden“ dadurch entgegenzu wirken, 
daß sie sich in den zuständigen Gremien der Ver- 
einten Nationen gegen die beabsichtigte Streichung 
der genannten Haftungsausschlüsse ausspricht? 


51. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach bei einer 
Aktion des Bundeskriminalamts neben größeren 
Mengen von Waffen mehrere Behälter mit radio- 
aktivem Material sichergestellt wurden, und kann 
die Bundesregierung Auskunft über Beschaffen- 
heit und Herkunft dieses Materials geben? 


52. Abgeordneter Wie hoch ist das Gefährdungspotential des sicher- 
Schäfer gestellten radioaktiven Materials? 

(Appenweier) 

(SPD) 
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53. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


Ist es nach der Bundesrechtsanwaltsordnung mög- 
lich, daß jemand, der als Reichsamtsleiter der 
NSDAP tätig war, ohne Überprüfung daraufhin, 
ob er jederzeit und ständig die Gewähr bietet, 
aktiv für die freiheitlich-demokratische Grund- 
ordnung einzutreten als Rechtsanwalt zugelassen 
wird, und wird die Bundesregierung bejahenden- 
falls eine entsprechende Gesetzesänderung in die 
Wege leiten? 


54. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


Ist es nach der Bundesrechtsanwaltsordnung mög- 
lich, daß Anwälte ihre Zulassung behalten, die 
einen Kollegen, wie den o. g., bei dem Versuch 
unterstützen, eine Klärung der Voraussetzungen 
der Zulassung zum Anwaltsberuf auf Grund der 
o. g. Tätigkeit zu verhindern, und wird die Bun- 
desregierung bejahendenfalls eine entsprechende 
Gesetzesänderung in die Wege leiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


55. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür einzu- 
setzen, daß die Deutsche Bundesbank dem Bei- 
spiel der Niederlande und der Schweiz folgend 
in Zukunft besonders gekennzeichnete, für Blinde 
abtastbare, Banknoten herausgibt? 


56. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


Hat Bundesfinanzminister Dr. Apel 1975 anläßlich 
eines Gesprächs mit einer offiziellen rumänischen 
Delegation deren Wunsch nach einem Milliarden- 
kredit zurückgewiesen, und ist folglich die öffent- 
liche Erklärung des Regierungssprechers Grünewald, 
Rumänien habe nie einen solchen Kredit wünsch 
geäußert, unrichtig? 


57. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


Hat der rumänische Staats- und Parteichef Ceausescu 
am Rande der KSZE-Gipfelkonferenz den Bundes- 
kanzler auf finanzielle Probleme seines Landes hin- 
gewiesen und bei dieser Gelegenheit um einen 
Kredit oder andere Hilfe aus Bonn gebeten, und hat 
der Kanzler dann der Aufnahme von Experten- 
verhandlungen über solche Hilfsmöglichkeiten zu- 
gestimmt? 


58. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
stationierte Soldaten der niederländischen Luft- 
waffe seit Mitte der 60er Jahre auf Grund ihrer in 
dem Truppenvertrag der Pariser Verträge von 1954 
festgelegten Steuervorrechte deutsche Waren ohne 
Zahlung von Einfuhrzöllen und Umsatzsteuer bzw. 
Mehrwertsteuer illegal in die Niederlande eingeführt 
und dort weiter verkauft haben? 
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59. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um Steuerbetrug dieser Art in Zukunft 
zu verhindern, und auf welche Weise sollen die 
2,2 Millionen DM Mehrwertsteuer, die laut eines 
Steuerfahndungsprotokolls vom 26. Januar 1973 
durch solche mißbräuchliche Praxis des Truppen- 
vertrags der Bundesrepublik Deutschland ent- 
gangen sind, eingetrieben werden? 


60. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


Weshalb hat es die Bundesregierung bis heute unter- 
lassen, auf das Schreiben der Europäischen Kommis- 
sion vom 31. Juli 1975 - No. 75/028435 — zu ant- 
worten und diese über die schwerwiegenden Folgen 
zu unterrichten, die der deutschen Brennereiwirt- 
schaft drohen, wenn die Entscheidung des Euro- 
päischen Gerichtshofs vom 10. Dezember 1974 
— Rechtssache 48/74 — nicht nur die in jenem Ver- 
fahren angesprochene französische Bananenmarkt- 
ordnung betreffen würde, sondern ganz allgemein 
auf Monopole — also auch auf das deutsche Brannt- 
weinmonopol — Anwendung finden sollte? 


61. Abgeordneter Ist die Zentralbankgeldmenge trotz der Aufnahme 
HÖcherl von 7,8 Milliarden DM öffentlicher Schuldtitel 

(CDU/CSU) im Rahmen des von der Deutschen Bundesbank 

vorgesehenen Wachstums von 8 % geblieben? 


62. Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, 
daß Spareinlagen mit längerer als der normalen 
Kündigungsfrist jeweils sechs Monate länger als 
vereinbart angelegt werden müssen, weil so lang 
die vorgeschriebene Wartezeit bis zur möglichen 
Kündigung ist, und wie gedenkt die Bundesregie- 
rung hier Abhilfe zu schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


63. Abgeordneter 

Westphal 

(SPD) 


Welche „Kohlezuschüsse“ sind gemeint, wenn die 
Preussag in ihrem Bericht von der Hauptver- 
sammlung 1975 schreibt: „Von den vereinnahmten 
Kohlezuschüssen von 60 Millionen DM haben wir 
58,5 Millionen DM für den Ausgleich zukünftiger 
Kohleverluste zunächst in einen Sonderposten mit 
Rücklageanteil eingestellt, um den Selbstbehalt der 
Preussag, der von den Zuschußgebern ausbedungen 
worden ist, bereits im Jahr 1974 zu realisieren.“ 
(Preussag- Zeitschrift Nr. 53/1975, Seite 9)? 


64. Abgeordneter 
Westphal 
(SPD) 


Ist es mit der Bundeshaushaltsordnung und ein- 
schlägigen Richtlinien für die in diesem Fall be- 
troffenen „Kohlezuschüsse“ vereinbar, daß die 
Preussag beträchtliche Öffentliche Mittel nicht im 
Jahr der Bewilligung verausgabt, sondern diese in 
einen Sonderposten mit Rücklageanteil einstellt, 
so daß ihr dadurch Zinsgewinne Zuwachsen, die dem 
öffentlichen Zuwendungsgeber entgehen? 
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65. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 

Wolfram sich nach der Bildung von OPEC und CIPEC auch 

(Recklinghausen) die Länder, die Bauxit und Uran produzieren, 
(SPD) zusammengeschlossen haben, und daß jetzt mit 

einer Vereinigung eisenexportierender Länder zu 
rechnen ist? 


66. Abgeordneter Besteht das Risiko, daß immer mehr dem Ölkartell 
Wolfram vergleichbare Kartelle auf dem Rohstoffsektor sich 

(Recklinghausen) bilden, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
(SPD) tun, um gefährliche Auswirkungen für die Weltwirt- 

schaft und den freien Welthandel möglichst zu 
verhindern? . 


67. Abgeordneter 
Grimming 
(SPD) 


Welche Produktionsunternehmen der Bundesrepu- 
blik Deutschland hat die DDR (Regierung oder 
beauftragte Stellen) seit dem 1. Januar 1973 direkt 
oder anteilsmäßig durch den Erwerb von Beteili- 
gungen oder Aktien gekauft? 


68. Abgeordneter 

Dr. Stienen 
(SPD) 


Trifft es nach Auffassung der Bundesregierung 
zu, daß für die Bestellung von Sachverständigen 
und für den Erlaß von Sachverständigenordnungen 
wesentlich verschiedene Institutionen (u. a. Kam- 
mern, Regierungspräsidenten, Landgerichte) zu- 
ständig sind, wenn ja, ist gesetzlich sichergestellt, 
daß die Bestellung von Sachverständigen und die 
Ausübung ihrer Tätigkeit nach gleichen Voraus- 
setzungen bzw. Richtlinien erfolgt, oder besteht 
auf dem Gebiet des Sachverständigenwesens eine 
Rechtszersplitterung mit der Folge uneinheitlicher 
Bestellungsvoraussetzungen und unterschiedlicher 
Tätigkeitsausübung, die die Bundesregierung durch 
eine entsprechende Initiative ändern kann? 


69. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zur 
Tatsache der jüngsten enormen Benzinpreiser- 
höhung, und was hat sie unternommen, um diese 
erneute Belastung der Lebenshaltungskosten zu 
verhindern, die die Menschen in den marktfernen 
Räumen mit ihren weiten Entfernungen im be- 
sonderen Maß trifft? 


70. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die Zahl 

Ey der Kooperationsverträge zwischen Firmen der 

(CDU/CSU) Bundesrepublik Deutschland und den Staatshandels- 

ländern des Ostblocks ist? 


71. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Welche Erfahrungen und Besonderheiten sind der 
Bundesregierung bekannt über die Handhabung 
und Abwicklung von Kooperationsverträgen zwi- 
schen Firmen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Staatshandelsländern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ern ähr u n g, Landwirtschaft und Forsten 


72. Abgeordneter Hat es die Bundesregierung unterlassen, im Vollzug 
Eigen ihrer eigenen Beschlüsse in Brüssel die nötigen Mittel 

(CDU/CSU) im Haushaltsplan 1976 - im Einzelplan 10 - für 

die Verbilligung von Heizöl für den deutschen 
Gartenbau bereitzustellen, obwohl sie wußte, daß 
die niederländische Regierung ihrem Gartenbau 
hohe Subventionen zugesagt hat und was warer 
bejahendenfalls die Gründe? 


73. Abgeordneter ist die Bundesregierung der Meinung, die Erzeu- 

Eigen gerbeteiligung bei den Kosten für die Milchüber- 

(CDU/CSU) Schußverwertung so zu gestalten, daß die „Inter- 

ventionsmolkereien“ = Werkmilchmolkereien eine 
Abgabe zahlen sollen, um ihnen den Marktvor- 
sprung zu nehmen? 


74. 


Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


Welche Gründe sprechen dafür, Bund esleist ungen 
der sozialen Sicherung im Einzelplan 1 0 (Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten) zu führen anstatt im Ein- 
zelplan 1 1 (Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung), und sind Ände- 
rungen vorgesehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


7 5 . Abgeordneter 
Roiimann 
(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß selbst dann die Arbeits- und Auf- 
enthaltsgenehmigungen von ausländischen Arbeit- 
nehmern in der deutschen Gastronomie wegen der 
herrschenden Arbeitslosigkeit nicht verlängert wer- 
den, wenn die Gastronomen zur Verlängerung der 
Arbeitsverträge für diese ausländischen Arbeit- 
nehmer bereit sind und nach wie vor kaum deutsche 
Arbeitskräfte für das gastronomische Gewerbe 
bekommen können? 


76. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Inwieweit findet das Fremdrentengesetz auch 
Anwendung auf Deutsche im Sinne des Artikels 1 1 6 
Abs. 1 des Grundgesetzes und auf frühere Deutsche 
im Sinne des Artikels 1 16 Abs. 2 Satz 2 des Grund- 
gesetzes, wenn diese im Rahmen der auf Grund des 
Polen-Abkommens vorgesehenen Umsiedlung von 
120 000 bis 125 000 Personen ihren dauernden 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 
nehmen? 


77. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Deutschen 
im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes, die 
nach dem 8. Mai 1945 aus dem Gebiet der „DDR“ 
unfreiwillig eine nach unserem geltenden Recht 
rentenversicherungspflichtige Arbeit in Polen auf- 
nehmen mußten, und denen erst nach 20 und 
mehr Jahren, nachdem sie das Rentenalter erreicht 
haben, die Rückkehr genehmigt wurde, und die 
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erst nach einer kurzen Übergangszeit nach Berlin 
(West) bzw. der Bundesrepublik Deutschland ge- 
kommen sind, bei der Rentenberechnung die 
Zeiten der abhängigen Beschäftigung in Polen 
unberücksichtigt bleiben, wenn ja, was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um diese soziale Unge- 
rechtigkeit zu beseitigen? 


78. Abgeordneter Wie hoch müßte - unter Berücksichtigung steigen- 

Dr. Franz der Sozial- und Steuerlasten - die tarifliche An- 

(CDU/CSU) hebung der Löhne und Gehälter für Arbeitnehmer 

sein, deren Einkommen die Beitragsbemessungs- 
grenzen in der Sozialversicherung überschreiten, 
damit für diese Gruppe ,,das Gerede von einer 
Lohnpause oder einem Gehaltsstopp“, wie sich 
der Bundeskanzler ausdrückt, „dummes Zeug“ 
bleibt und nicht Realität wird? 


79. Abgeordneter Betrifft die Aussage des Bundeskanzlers, das Gerede 
Dr. Franz von Lohn- oder Gehaltsstopp sei „dummes Zeug“, 

(CDU/CSU) auch die Tatsache, daß allein schon zum Ausgleich 

des Realeinkommensverlustes Tariferhöhungen in 
Höhe der ermittelten Inflationsrate erforderlich 
wären, oder ist die Erklärung des Bundeskanzlers 
so zu verstehen, daß lediglich die Nominalhöhe 
der Löhne und Gehälter gemeint ist, über die Ver- 
änderung des Realwerts der Einkommen aber 
nichts ausgesagt werden sollte? 


80. Abgeordneter Inwieweit stimmt die Bundesregierung unter Be- 
Freiherr von rücksichtigung des Antwortschreibens des Parla- 
Kühlmann-Stumm mentarischen Staatssekretärs im Bundesarbeitsmi- 
(CDU/CSU) nisterium, Buschfort, an mich vom 11. August 

1975 mit der Modellrechnung des Instituts der 
Deutschen Wirtschaft über die Entwicklung der 
Rentenfinanzen, die interne Berechnungen des 
Sozialbeirats bestätigen, überein? 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß erst die 
Unterzeichnung der jüngst getroffenen „Vereinba- 
rung über die pauschale Abgeltung von Renten- 
ansprüchen“ zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Volksrepublik Polen eine rechtliche 
Grundlage für die pauschale wechselseitige Ab- 
geltung von Ansprüchen geschaffen hat, und falls 
nein, welche rechtlichen Grundlagen liegen dann 
der Vereinbarung zugrunde? 


82. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Jahr 1975 mit einer Ausgaben- 
Wolf Steigerung von 30 % bis 40 % für zahnmedizinische 

(SPD) Leistungen zu rechnen ist? 


83. Abgeordneter Wird die im Haushaltsstrukturgesetz vorgesehene 
Dr. Enders Kürzung der Kurzeiten für Kriegsbeschädigte nach- 

(SPD) teiligen Einfluß auf den Bau von bereits projektier- 

ten Kurkliniken für Behinderte haben? 
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84. Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Lehrinsti- 
tut der Holzwirtschaft und Kunststofftechnik in 
Rosenheim streng geheime Schulungen durchführt, 
die Personalchefs in der „Technik der Personal- 
auslese“ unterweisen und sie im einzelnen befähigen 
sollen, sogenannte Persönlichkeits- und Gesundheits- 
tests durchzuführen, ohne daß der Betroffene davon 
Kenntnis hat, den Charakter von Bewerbern in 
Sekundenschnelle festzustellen und den Gesund- 
heitszustand und das „Gesundheitsschicksal“ in drei 
Minuten — insbesondere durch Fingerform, Finger- 
haltung und Beschaffenheit der Fingernägel — zu 
ermitteln, z. B. Vorstadien der Krebserkrankung 
Jahrzehnte vor Ausbruch der Krankheit, und welche 
gesetzgeberischen Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung, gegen die Verbreitung solcher extrem in 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht eingreifenden 
Beurteilungsmethoden einzuleiten? 


85. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß Auszubildende nach dem Betriebsverfassungs- 
gesetz dann nicht mehr an Jugendversammlungen 
teilnehmen dürfen, wenn sie das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, obwohl die ausbildungspolitischen 
Probleme im Betrieb in der Praxis ausschließlich 
in Jugendversammlungen erörtert werden, und ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß die ein- 
schlägigen Bestimmungen des Betriebsverfassungs- 
gesetzes dahin gehend geändert werden sollten, auch 
solche Auszubildende an Jugendversammlungen 
teilnehmen zu lassen, die das 18. Lebensjahr voll- 
endet haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


86. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Angesichts der Tatsache, daß, gemessen an den Ver- 
gabebedingungen, eine Vielzahl von Dienstwoh- 
nungen des Bundes unter- und damit fehlbelegt 
sind mit der Folge, daß nicht begünstigte junge 
Familien die wesentlich teueren Wohnungen des 
freien Markts beziehen müssen, frage ich die Bundes- 
regierung, auf welchem Wege sie diese Ungerechtig- 
keit beseitigen will, welche Zahlen ihr über die Fehl- 
belegung vorliegen und wie häufig eine Überprüfung 
der Belegung stattfindet? 


87. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Dr. Schneider Bundesfinanzministers, daß das allein vom Bund 

(CDU/CSU) finanzierte Regionalprogramm nicht mit Arti- 
kel 104 a Abs. 1 des Grundgesetzes zu verein- 

baren ist, und wo findet dann das bereits seit 
1971 durchgeführte Regionalprogramm seine ver- 
fassungsrechtliche Grundlage? 


88. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige 

Dr. Schneider Situation und künftige Entwicklung des sozialen 

(CDU/CSU) Wohnungsbaus im ersten Förderungsweg auf Grund 

der bisherigen Förderungsergebnisse dieses Jahrs? 
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89- Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die vom Direktor des 
Jaunich Verbands Westfälischer Wohnungsunternehmen, 

(SPD) ' Hans Pohl, vertretene Auffassung, wonach die im 

Wohnungsmodernisierungsprogramm eingesetzten 
Mittel in Höhe von 700 Millionen DM im Grunde 
nur ausreichen, um die Preiserhöhungen aufzu- 
fangen, die durch die starke Nachfrage im Sog der 
Altbaurenovierung entstanden sind und zum 
1. Oktober 1975 für Isoliermatten aus Glaswolle 
17 % und bei loser Glaswolle bis zu 40 % betragen 
sollen? 

90. Abgeordneter Hält die Bundesregierung solche Preissteigerungen 

Jaunich für begründet oder für eine Ausnutzung sich bieten- 

(SPD) der Marktchancen, und kann sie gegebenenfalls 

etwas dagegen unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die vorge- 
sehene Kürzung der Zuschüsse an die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft (DFG) auch zu einer 
massiven Einschränkung der bisher durch die DFG 
geförderten psychiatrischen Forschung führen wird, 
eines Gebiets der Medizin, für das andere Finan- 
zierungsquellen, z. B. der pharmazeutischen In- 
dustrie, nicht gegeben sind? 

Wie gedenkt die Bundesregierung, die Forschung 
auf dem Gebiet der Psychiatrie, dessen Versorgungs- 
notstand auch auf dem Mangel an gesicherten 
Grundlagen und therapeutischem Wissen beruht, 
wenigstens nicht weiter schrumpfen zu lassen, 
wenn schon nicht eine Ausweitung erfolgen kann, 
die nach der Bedeutung der Psychiatrie und im 
Vergleich mit der Forschung in anderen Bereichen 
der Medizin angezeigt wäre? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, inwieweit in einzelaen Bundesländern bei 
Einstellung von Lehrern Bewerber aus anderen 
Bundesländern benachteiligt oder gar grundsätz- 
lich abgelehnt werden, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung derartige Praktiken, insbesondere im 
Hinblick auf Artikel 33 des Grundgesetzes und 
entsprechender bundesrechtlicher Rahmenvorschrif- 
ten, und sieht sie Möglichkeiten, durch weitere 
gesetzgeberische Maßnahmen oder durch Verhand- 
lungen mit den Ländern die Praktizierung der- 
artiger ,, Landeskinderklauseln“ zu unterbinden? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


94, Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, die 
Spranger den Schluß zulassen, daß eine politische Partei in 

(CDU/CSU) der Bundesrepublik Deutschland ein Sicherheits- 

risiko für unser Land darstellt, und um welche 
Partei handelt es sich bejahendenfalls? 



92. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 
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95. Abgeordneter Nach welchen sachlichen Erwägungen beurteilt die 

Spranger Bundesregierung, ob eine politische Partei oder 

(CDU/CSU) Gruppierung in außen- und innenpolitischer Hin- 

sicht ein „Sicherheitsrisiko“ darstellt? 


96. Abgeordneter Welche in der Bundesrepublik Deutschland poli- 

Rollmann tischen Parteien stellen nach Erkenntnissen der 

(CDU/CSU) Bundesregierung ein Sicherheitsrisiko für unser 

Land dar? 


97. Abgeordneter Besitzt die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, 
Breidbach daß die Unionsparteien für die Bundesrepublik 

(CDU/CSU) Deutschland ein Sicherheitsrisiko darstellen? 


98. Abgeordneter 
Mursch 
(Soltau- 
Harburg) 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für richtig und aus- 
reichend, wenn sie in einem Film, der Besucher- 
gruppen über die Arbeit des Presse- und Infor- 
mationsamts der Bundesregierung unterrichten soll, 
in einem Ausschnitt über Vorgänge im Bundestag 
den Fraktionsführer der Opposition mit einer nur 
wenige Sekunden dauernden und in der Auswahl 
des Auszugs nichtssagenden Äußerung „Die CDU/ 
CSU-Fraktion hat darüber noch nicht entschieden, 
sondern sie hat eine Gruppe von Fraktionskollegen > 
eingesetzt, die darüber entscheiden soll.“ in Er- 
scheinung treten läßt? 


99. Abgeordneter 
Mursch 
(Soltau- 
Harburg) 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für eine sachlich korrek- 
te Darstellung, wenn in dem gleichen Film die Auf- 
wendungen des Presse- und Informationsamts der 
Bundesregierung für Öffentlichkeitsarbeit - ange- 
geben mit jährlich 12,6 Millionen DM — bei der 
Frage, ob das viel oder wenig sei, mit den Werbe- 
etats der Waschmittelindustrie als fast 15 mal, den 
Banken und Sparkassen mit mehr als 8 mal und der 
Spirituosenindustrie mit mehr als 14 mal so viel 
verglichen werden, und wäre stattdessen nicht 
eine Beziehung zu den Gesamtaufwendungen der 
Bundesregierung für ihre Informationsarbeit, die 
mehr als 1 1 mal so groß wie die des Presse- und 
Informationsamts sind, ehrlicher und für einen 
Vergleich logischer? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


100. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 4. November 1975 zu, daß in Wind- 
huk seit Juni 1975 kein deutscher Konsul mehr 
amtiert, obwohl der Amtsnachfolger nach erteiltem 
Exequatur bereits ernannt ist, und warum hat dieser 
— bejahendenfalls — sein Amt noch nicht ange- 
treten? 


16 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksadle 7/4322 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 11. November 1975 zu, Vertreter 
der deutschen Minderheit in Rumänien hätten 
eine Beendigung ihrer Diskriminierung verlangt 
und im einzelnen gefordert, ihnen den Gebrauch 
der Muttersprache in Schule und Verwaltung zu 
gewähren, ihnen Schulautonomie von der Elemen- 
tar- bis zur Hochschule zuzugestehen, ihnen auf 
politischem, wissenschaftlichem und kulturellem 
Gebiet Gleichberechtigung einzuräumen, das ent- 
eignete Kulturgut zurückzuerstatten, sie eine ver- 
fassungsmäßige Vertretung frei wählen zu lassen 
und zur Sicherung ihrer Rechte bei den Vereinten 
Nationen eine Kommission einzurichten, und wird 
die Bundesregierung — bejahendenfalls — diese 
Forderung unterstützen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
sowjetische Anlage im britischen Sektor von Berlin, 
die die Sowjets für den rechtswidrigen Auftritt von 
Angehörigen der sogenannten Nationalen Volks- 
armee Honeckers mißbraucht haben, beseitigt 
werden sollte, zumal für die gefallenen sowjetischen 
Soldaten ohnehin im sowjetischen Sektor ein Denk- 
mal existiert, und wird die Bundesregierung die 
britische Schutzmacht zu den entsprechenden 
Schritten auffordern? 

103. Abgeordneter Geben die jüngsten Provokationen der Sowjets und 
Dr. Jobst Ost-Berlins im freien Teil Berlins der Bundesregie- 

(CDU/CSU) rung jetzt zu Besorgnissen über die Anwendung des 

jüngsten Vertrags zwischen der Sowjetunion und 
Ost-Berlin Anlaß? 


104. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung nunmehr die 

Dr. Jobst Auswirkungen des gesamten Vertrags und insbeson- 

(CDU/CSU) dere seines Artikels 7 auf die kommunistische 

Politik gegen das freie Berlin? 

105. Abgeordheter Sind im Rahmen der jüngsten Vereinbarungen 

Freiherr zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 

von Fircks der Volksrepublik Polen auch Gespräche über die 

(CDU/CSU) Möglichkeiten der Gräberpflege, insbesondere der 

Kriegsgräberfürsorge, geführt worden, oder besteht 
die Absicht, solche Gespräche zu führen, damit ver- 
bindliche Vereinbarungen getroffen werden können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfehlung 
der deutsch-polnischen Schulbuchkommission, die 
Vertreibung der Deutschen aus den Gebieten 
östlich von Oder und Neiße in Zukunft in den 
deutschen Schulbüchern als eine Ausweisung im 
Rahmen eines Transferabkommens zu bezeichnen 
und den die Tatsachen treffenden Ausdruck „Ver- 
treibung“ nicht zu verwenden? 

107. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung im Ministerrat der 

Dr. Riedl Europäischen Gemeinschaft zu dem Vorschlag 

(München) .der Europäischen Kommission Stellung nehmen, 

(CDU/CSU) ein eigenes wissenschaftliches Institut für wirt- 

schaftliche Analysen zu gründen, und wie hoch 
würden die dadurch entstehenden jährlichen Kosten, 
insbesondere der auf Deutschland entfallende 
Anteil, sein? 


106. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 
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108. Abgeordnete 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Zionismus-Resolution der UN gegen die UN-Charta 
verstößt, die ausdrücklich den Schutz der Minder- 
heiten vorsieht? 


109. Abgeordnete 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Ständige Ver- 
tretung der Bundesrepublik Deutschland bei den 
Vereinten Nationen anzuweisen, eine Zurücknahme 
der Entschließung zu fordern? 


110. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung die Genehmigung zur 
Ausfuhr von Kernkraftwerken in die Republik 
Südafrika davon abhängig machen, daß die 
Republik Südafrika den Atomwaffensperrvertrag 
unterzeichnet, und könnte die Lieferung von 
Material für den Bau von Kernreaktoren nicht 
allein durch die Unterzeichnung des Vertrags 
zur Nichtverbreitung von Atomwaffen durch die 
Bundesregierung erschwert sein? 


111. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Wer ist dafür verantwortlich, daß der Leiter des 
Ministerbüros des damaligen Bundesministers des 
Auswärtigen zum 1. September 1973 im Alter von 
40 Jahren in den Ruhestand versetzt wurde, um ihn 
als Bundesgeschäftsführer einer der beiden Regie- 
rungsparteien zu verwenden, und wieviel hat diese 
vom Bundesrechnungshof als rechtswidrig bezeich- 
nete Aktion bisher gekostet? 


112. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Was wurde seit Bekanntwerden der Rüge des Bundes- 
rechnungshofs unternommen, um in dieser Ange- 
legenheit weiteren Schaden abzuwenden und 
entstandenen Schaden auszugleichen? 


113. Abgeordneter 
Jager 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Fallen nach Auffassung der Bundesregierung die 
Verpflichtungen der DDR aus dem sogenannten 
Korb III, den Vereinbarungen über „Zusammen- 
arbeit in humanitären und anderen Bereichen“, 
der Schlußakte von Helsinki unter die Verpflich- 
tungen zur unilateralen Durchführung dieser Be- 
stimmungen nach Nummer 1 a oder unter die 
bilateral durch Verhandlungen zu verwirklichenden 
Bestimmungen nach Nummer 1 b der Vereinbarun- 
gen über die Folgen der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, und welche Konse- 
quenzen hat die Bundesregierung aus ihrer Rechts- 
auffassung gezogen? 


114. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung anläßlich der soeben in 
Moskau geführten Gespräche von der Regierung 
der Sowjetunion Aufklärung darüber erhalten, 
warum die Zahl der Aussiedler aus der Sowjet- 
union von Januar bis Oktober 1975 um 1025 ge- 
ringer war als von Januar bis Oktober 1974, und in 
welchem Zeitraum mit der Ausreise der noch etwa 
30 000 Antragsteller im Zuge der Familienzu- 
sammenführung gerechnet werden kann? 
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115. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß bereits bei den Verhandlungen zum 
Warschauer Vertrag im Jahr 1970 der Volksrepublik 
Polen ein verbilligter Kredit und Pauschalleistungen 
für Renten in Aussicht gestellt wurden, und wo und 
wann wurde dies im Bundestag und Bundesrat bei 
den Verhandlungen zu den Zustimmungsgesetzen 
im Jahr 1972 bekanntgegeben? 


116. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Hat der Bundesaußenminister im Jahr 1970 bei 
seinen Verhandlungen zum Warschauer Vertrag vor 
seiner Abreise die Zahlen des Deutschen Roten 
Kreuzes über die Aussiedlungsbewerber und der 
nicht erfüllten, aber deutscherseits bereits befür- 
worteten, Aussiedlungsanträge, die beim Bundesver- 
waltungsamt festgestellt worden waren, in die Ver- 
handlungen einbezogen und die Prüfung dieser 
Fälle und Zahlen vereinbart bzw. wenn nicht, 
wärum? 


117. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Richtigkeit auslän- 
discher Pressemeldungen bestätigen, daß die in der 
Bundesrepublik Deutschland stationierten Einbe- 
rufenen der Alliierten Streitkräfte von links ge- 
richteten Agitatoren, zum größten Teil deutschen 
und holländischen Ursprungs, aktiv bearbeitet 
werden, ein dichter und sehr wirksamer Subver- 
sionsapparat besteht und daß die Verteilung sub- 
versiver oder sogar aufrührerischer Schriften vor den 
Kasernen ständig zunimmt, und welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, die alliierten 
Streitkräfte in der Abwehr der gegen sie gerichteten 
subversiven Propaganda wirksam zu unterstützen? 


118. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Bestehen in den sogenannten Ostblockstaaten 
deutsche Soldatenfriedhöfe für die Gefallenen 
des Zweiten Weltkrieges, und welche Möglich- 
keiten werden dem Volksbund Deutscher Kriegs- 
gräberfürsorge in Zukunft zur Errichtung solcher 
Soldatenfriedhöfe eingeräumt sein? 
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B. Schriftliche Anfragen gemäß IV. der Richtlinien sowie 
Fragen gemäß I. der Richtlinien, um deren schriftliche 
Beantwortung bis zur Drucklegung gebeten wurde 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der ehemalige Bundeskanzlei 
Dr. h. c. Adenauer im August 1950 den Gang 
einer Sitzung, auf der er Vertreter der Bundes- 
länder (unter ihnen die Ministerpräsidenten 
Dr.-Ing. E. h. Arnold und Dr. h. c. Altmeier sowie 
Innenminister Zinnkann) über seine Pläne zur 
Wiederbewaffnung der Bundesrepublik Deutschland 
mit der Zwischenstufe der Schaffung einer Bundes- 
polizei unterrichtete, ohne Wissen der Teilnehmer 
auf Tonband aufgenommen hat? 


2. Abgeordneter Befindet sich ein entsprechendes Tonband oder 
Dr. Arndt . eine Abschrift eines solchen in den Unterlagen 

(Hamburg) des Bundeskanzleramts oder im Bundesarchiv? 

(SPD) 


3. Abgeordneter 
Zoglmann 
(CDU/CSU) 


Mit welchen PR-Beratern oder PR-Agenturen 
haben Bundesministerien Verträge abgeschlossen, 
denen ein nach bestimmten Publikationsergeb- 
nissen gestaffeltes Vergütungssystem zugrundeliegt, 
bzw. die die erbrachte Dienstleistung je Tausend 
erzielter Nachdruckauflage gegen einen festen 
DM-Betrag verrechnen? 


4. Abgeordneter 
Zoglmann 
(CDU/CSU) 


Sind die Bundesministerien unterrichtet, daß der- 
artige Verträge mit den Standesregeln der Deut- 
schen Public Relations-Gesellschaft unvereinbar 
sind und dem sogenannten Code d’Ath^nes wider- 
sprechen, der von den in Standesorganisationen 
zusammengeschlossenen Public Relations-Experten 
in aller Welt als verbindlich anerkannt Wird? 


5. Abgeordneter Kann sichergestellt werden, daß nachgeordnete 
Zoglmann Dienststellen bei ihrer Auftragvergabe, die Be- 

(CDU/CSU) mühungen des PR-Berufsstands um einwandfreie, 

dem Ansehen der Öffentlichkeitsarbeit dienliche, 
Berufsgrundsätze unterstützen? 


6. Abgeordnete 

Frau 

Eilers 

(Bielefeld) 

(SPD) 


Hält das Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung an seiner gegen Jahresende 1974 dar- 
getanen Absicht fest, eine Service-Broschüre für 
Verbraucher herauszugeben? 


7. 


Abgeordnete 

Frau 

Eilers 

(Bielefeld) 

(SPD) 


Wann wird bejahendenfalls eine solche Service- 
Broschüre für Verbraucher erscheinen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


8. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Werden bei Reisen des Bundespräsidenten, des 
Bundeskanzlers und des Bundesministers des Aus- 
wärtigen die Geschenke, die der deutsche Besucher 
dem ausländischen Gastgeber mitbringt, aus Mitteln 
des Bundeshaushalts bezahlt, und gilt die gleiche 
Regelung für Geschenke an entsprechende aus- 
ländische Besucher in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 


9. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Bei welchem Haushaltstitel wird der Gegenwert 
der Geschenke, die der Bundespräsident, der Bun- 
deskanzler und der Bundesminister des Auswärtigen 
bei solchen Gelegenheiten erhalten, verbucht bzw. 
in wessen Eigentum gehen die ausländischen Ge- 
schenke an den deutschen Besucher bzw. Gast- 
geber bei solchen Besuchen über? 


10 . 


Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
ein gemeinsames Auftreten der Mitglieder der 
Europäischen Gemeinschaft gegenüber dem ab- 
gestimmten Vorgehen der Mitglieder des War- 
schauer Pakts auf der Genfer Wellenkonferenz 
sicherzustellen? 


1 1 . Abgeordneter 

Baier 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Aus- 
wärtige Amt den im Ausland tätigen Bundesbe- 
diensteten empfiehlt, aus steuerlichen Gründen 
— verursacht durch die Steuerreform - ihren 
Hauptwohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 
aufzugeben? 


12 . 


Abgeordneter 

Baier 


(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, daß im 
Ausland tätige Bundesbürger aus Gründen der 
finanziellen Besitzstandswahrung - verursacht 
durch die Steuerreform - ihren Wohnsitz in der 
Bundesrepublik Deutschland und damit die staats- 
bürgerlichen Rechte, wie z. B. das Wahlrecht, auf- 
geben müssen? 


13. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bundes- 
regierung gegenüber dem Vatikan darauf besteht, 
daß der westliche Teil des Bistums Berlin weiter- 
hin zum Bereich der Fuldaer Bischofskonferenz 
gehören müsse, die Doppelfunktion des Berliner 
Kardinals Bengsch als Vorsitzender der Ordinarien- 
konferenz des DDR-Gebiets und gleichzeitig als 
Mitglied der Fuldaer Bischofskonferenz erhalten 
bleiben müsse, der Apostolische Nuntius in Bonn 
auch künftig für West-Berlin zuständig sein müsse, 
und welche Haltung nimmt zutreffendenfalls der 
Vatikan nach den Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung zu diesem Standpunkt der Bundesregierung 
ein? 


/ 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

14. Abgeordneter Wird die Bundesregierung in der Vollversammlung 
Westphal der Vereinten Nationen der Empfehlung des 5. Kon- 

(SPD) gresses über die Verhütung von Verbrechen und die 

Behandlung von Rechtsbrechern zustimmen, die 
darauf gerichtet ist, ein Expertenkomitee einzu- 
richten, das die Frage eines internationalen Ehren- 
kodex für Polizeibeamte untersucht und innerhalb 
eines Jahres ein neues Dokument vorlegt, über das 
von den kompetenten Organen der Vereinten 
Nationen beraten werden kann? 


15. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


Werden in den Nachmittags- und frühen Abend- 
stunden, in denen ein großer Teil der Zuschauer 
Kinder und Jugendliche sind, im deutschen Fern- 
sehen Spielfilme gesendet, die der Filmselbstkon- 
trolle entweder überhaupt nicht Vorgelegen haben 
oder von ihr für die Vorführung vor Kindern und 
Jugendlichen in den Lichtspieltheatern nicht frei- 
gegeben worden sind, und welche Maßnahmen 
kann und will die Bundesregierung unter dem 
Gesichtspunkt des Jugendschutzes dagegen in die 
Wege leiten? 


16. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Inwieweit kann die Kostenverordnung zum Atom- 
gesetz vom 24. März 1971 geändert werden, daß 
Kernkraftwerke nach dem Verursacherprinzip für 
die im Rahmen der laufenden Kontrolle entstehen- 
den Sach- und Personalkosten zu Gebühren heran- 
gezogen werden, mit denen die Kontrollorgane der 
Länder kostendeckend bezahlt werden können? 


17. Abgeordneter 

Wende 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Pressemitteilungen des 
Deutschen Sportbundes bestätigen, nach denen von 
sowjetischer Seite Einspruch gegen die Errichtung 
der Führungs- und Verwaltungsschule des deutschen 
Sports in Berlin-Schöneberg erhoben wurde, und 
sieht die Bundesregierung, falls die Mitteilungen des 
Deutschen Sportbundes zutreffen, eine Beein- 
trächtigung der Möglichkeit einer baldigen Reali- 
sierung dieses Bauvorhabens? 


18. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Welche neuesten Erkenntnisse liegen der Bundes- 
regierung über die Kosten vor, die das Personal- 
vertretungsrecht im öffentlichen Dienst bei Bund, 
Ländern, Gemeinden und anderen öffentlichen 
Institutionen verursacht, und welche Schlußfolge- 
rungen hat die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund des desolaten Zustands der öffentlichen 
Finanzen für eine sparsamere Ausgestaltung ge- 
zogen bzw. beabsichtigt sie zu ziehen? 


19. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


Wie sind die „Empfehlungen für die fremdsprachi- 
gen Sendungen“ des Rundfunkratsvorsitzenden der 
Deutschen Welle, Heinsen, wonach die Deutsche 
Welle primär die Auffassung der Bundesregierung 
zu politischen Fragen ihren Hörern vermitteln 
soll, mit dem gesetzlichen Auftrag des Senders zu 
vereinbaren? 
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20. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in Reaktion 
auf die zunehmenden Angriffe aus Moskau und in 
Fortsetzung der Forderungen des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit, Egon Bahr, und 
anderer Regierungsstellen, die redaktionelle Unab- 
hängigkeit der Deutschen Welle, insbesondere der 
Ostredaktion, einzuschränken und sie — entgegen 
ihren Behauptungen — auf diese Weise zu einer 
Art offiziösem Regierungsorgan zu machen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


21. Abgeordneter 
Westphal 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung in der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen für die Annahme der 
„Erklärung über Folter“ eintreten, deren Entwurf 
von dem 5. Kongreß der Vereinten Nationen über 
die Verhütung von Verbrechen und die Behandlung 
von Rechtsbrechern am 12. September 1975 be- 
schlossen worden ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


22. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Garnisonsgemeinden seit dem 
1. Januar 1974 keine Bundesfinanzhilfen wegen des 
Wegfalls des Grundsteuerersatzbetrags nach § 26 
des Grundsteuergesetzes alter Fassung mehr erhal- 
ten, weil die Bundesregierung es versäumt hat, recht- 
zeitig die für die Weiterzahlung notwendigen Richt- 
linien für Ausgleichsleistungen des Bundes nach 
Artikel 106 Abs. 8 des Grundgesetzes zu erlassen? 


23. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den 
betroffenen Gemeinden die seit zwei Jahren vor- 
enthaltenen Einnahmen, die sie von der Bundes- 
republik Deutschland für den Grundsteuerausfall 
für Grundstücke der Bundeswehr beanspruchen 
können, noch in diesem Jahr zahlen zu können? 


24. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundes der Ruhestandsbeamten und von Pro- 
fessor Dr. Friauf (Mai-Nummer 1975 „Der Beamte 
im Ruhestand“), die unterschiedliche Besteuerung 
der Sozialrenten und der Beamtenpensionen ver- 
stoße gegen den Gleichheitssatz des Artikels 3 des 
Grundgesetzes? 


25. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Einerseits ist im Finanzkreditabkommen mit Polen 
keine Zweckbindung der Finanzhilfe vereinbart, 
andererseits wird von amtlichen Stellen immer 
wieder erklärt, dieser 2 %ige Finanzhilfekredit in 
Höhe von einer Milliarde DM (nicht ein üblicher 
Warenkredit) sei auf bestimmte Auftragsprojekte 
abgestellt, wenn dies der Fall wäre, welche Pro- 
jekte und Aufträge sind dies? 
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26. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, den 
Dr. Jenninger Ausbeutesatz für die Verarbeitung von Kernobst in 
(CDU/CSU) den Oberfinanzbezirken Freiburg, Karlsruhe, Stutt- 

gart von 3,8 Liter Weingeist zu je 100 Liter Kern- 
obstmaterial herabzusetzen, um in diesen Bezirken 
eine bessere Verwertung der diesjährigen Obst- 
ernte zu gewährleisten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers ttir Wirtschaft 


27. Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
wieviel mittelständische Existenzen über die Kündi- 
gung von Geschäftsräumen vernichtet werden, und 
beabsichtigt die Bundesregierung, auch für Ge- 
schäftsraummieter Kündigungsschutz und Mietpreis- 
begrenzung gesetzlich einzuführen? 


28. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Aussage der Ge- 
schäftsführung der Erdgasgesellschaften Brigitta und 
Elwerath bestätigen, derzufolge die DDR in dem 
grenzüberschreitenden Erdgasfeld Wustrow (Land- 
kreis Lüchow-Dannenberg) — Salzwedel der Bun- 
desrepublik Deutschland schon 1 Milliarde Kubik- 
meter Erdgas abgezogen habe, und welche Vor- 
stellungen hat die Bundesregierung zur Regelung 
dieser Frage mit der DDR? 


29. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die der- 
zeitigen Schwierigkeiten auf dem Baumarkt mittel- 
ständische Handwerksbetriebe zwingen, Verträge 
einzugehen, die ihnen die Gewährung einer Aus- 
führungsbürgschaft (Gewährleistungsbürgschaft) auf- 
erlegen, und daß sie nicht in der Lage sind, hierfür 
eine Gegenbürgschaft des Bauherrn zur Sicher- 
stellung dessen Zahlungsfähigkeit zu fordern, und 
welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, dieses 
Mißverhältnis zulasten der kleinen Handwerks- 
betriebe zu beenden? 


30. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht eines Gut- 
achtens des Kieler Instituts für Weltwirtschaft, das 
im Auftrag des Bundesministers für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit erstellt worden ist, daß noch bis 
zu 600 000 Arbeitsplätze in der Elektrotechnik, 
der Feinmechanik, der Schuh- und Textilindustrie 
verloren gehen sollen, wobei man in der Textil- 
industrie mit dem Verlust eines Drittels der Arbeits- 
plätze rechnet? 


3 1 . Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, wenn diese 
Angaben zutreffen, um dieses gefährliche Ergebnis 
einer liberalen Außenhandelspolitik zu vermeiden 
oder wenigstens zu verlangsamen, und ist die Bun- 
desregierung bereit, die Umstrukturierung vor allem 
durch Verbesserung der Investitionsmöglichkeiten 
und der Forschung zu unterstützen, besonders 
dann, wenn diese Gebiete nicht bereits in regionalen 
Förderungsprogrammen enthalten sind? 
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32. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten zur Verbesserung der Wirt- 
schaftsstruktur Westmittelfrankens durch Bundes- 
maßnahmen sieht die Bundesregierung, und was 
gedenkt sie zu tun, um diese Strukturschwäche zu 
beseitigen? 


33 


Abgeordneter 
Dr. Schwörer 

(CDU/CSU) 


3 ä Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


35. 


Abgeordneter 

Härzschel 


(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, daß die Bundesregierung zur 
Zeit umfangreiche finanzielle Stützungsmaßnahmen 
der Ruhr-Kohle AG vorbereitet, um diesem Unter- 
nehmen die Schwierigkeiten zu erleichtern, die sich 
aus der konjunkturell bedingten Absatzkrise ergeben? 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Beachtung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung auch für die 
übrige Wirtschaft endlich Steuererleichterungen 
zuzulassen, die eine Überwindung der Krise, be- 
sonders im mittelständischen Bereich, ermöglichen 
soll, dies besonders durch Reduzierung und Ab- 
zugsfähigkeit der Vermögensteuer, durch Änderung 
der Abschreibungsbedingungen und durch den 
Verlustrücktrag, alles Maßnahmen, die für die Erhal- 
tung von Millionen Arbeitsplätzen notwendig sind? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß auf die Ausgleichsabgabe zur Sicherung der 
Elektrizitätsversorgung nach dem Dritten Ver- 
stromungsgesetz noch 1 1 % Mehrwertsteuer be- 
rechnet werden und somit eine Doppelbesteuerung 
erfolgt? 


36. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Mittel aus dem Programm zur Stärkung von Bau- 
und anderen Investitionen von den Ländern nach 
dem Gießkannenprinzip „im ganzen Lande“ ver- 
teilt worden sind und daß auf strukturpolitische 
Notwendigkeiten keine Rücksicht genommen wurde? 


37, Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
Hoffie sich — den Veröffentlichungen des Deutschen In- 

(FDP) stituts für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, zu- 

folge — der Altersaufbau der Industrieanlagen in der 
Bundesrepublik Deutschland von 1960 auf 1974 
spürbar verschlechtert hat? 


38. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
diesem für die Volkswirtschaft negativen Trend 
entgegenzuwirken, und wird sie es gegebenenfalls 
tun? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


39. Abgeordneter Hält die Bundesregierung gegebenenfalls die Metho- 
Eigen de für korrekt, selbst die berechtigten Forderungen 

(CDU/CSU) des deutschen Gartenbaus im Haushaltsplan 1976 

unberücksichtigt zu lassen, dem Zentralverband des 
Deutschen Gemüse-, Obst- und Gartenbaus dann 
aber zu empfehlen, sich an das Parlament zu wen- 
den mit der Bitte um Korrektur des Haushalts- 
plans 1976? 
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40. Abgeordneter Wie viele Auszubildende für die Berufsausbildung 

Dr. Sperling zum Pferdewirt (gemäß Verordnung über die Be- 

(SPD) rufsausbildung zum Pferdewirt vom 1. November 

1975, Bundesgesetzbl. I S. 2719) sind von der o. g. 
Verordnung betroffen oder werden von ihr in den 
nächsten Jahren betroffen sein? 

41. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, ähnliche Ver- 

Dr. Sperling Ordnungen über die Berufsausbildung zum Wirts- 

(SPD) beruf auch für andere Tierarten zu erlassen? 


42. Abgeordneter In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung, die 

Eigen Geflügelwirtschaft bei ihren Stabilisierungsmaß- 

(CDU/CSU) nahmen in der EG zu unterstützen, nachdem der 

holländische Marktverband für die Niederlande 
- Hauptkonkurrent am deutschen Markt — Stabili- 
sierungsmaßnahmen ablehnt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


In welchem Umfang wurden nach Verabschiedung 
des Gesetzes über Betriebsärzte, Sicherheitsinge- 
nieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
in Verwaltung und Betrieben Arbeitsmediziner 
eingestellt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Samtge- 
meindebereich Hit zacker/ Elbe die zahnärztliche 
Versorgung der Bevölkerung in diesem dünnbe- 
siedelten Zonengrenzgebiet völlig unzureichend ist 
und die wenigen noch in weiterer Umgebung prakti- 
zierenden Zahnärzte wegen relativ hohen Lebens- 
alters der Gefahr vorzeitigen Ausscheidens durch 
Überforderung ausgesetzt sind, wenn nicht Abhilfe 
geschaffen wird, und gibt es Vorstellungen, wie 
dieser kritischen Strukturschwäche begegnet werden 
kann? 


45. Abgeordneter Was haben die Verwaltungen des Bundes getan, 

Dr. Schmitt- um die Bestimmungen des § 11 Abs. 2 des Schwer- 

Vockenhausen behindertengesetzes zu verwirklichen? 

(SPD) 

46 Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf den Erlaß von 

Dr. Becker Verordnungen zur Beschleunigung unfreiwilliger 

(Mönchen- Rückwanderung ausländischer Arbeitnehmer zu 

gladbach) verzichten, wie das in einer Unterschriftenaktion 

(CDU/CSU) der christlichen Kirchen erbeten wird? 

47. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, in absehbarer 

Dr. Becker Zeit eine freiwillige Rückwanderung durch gezielte 

(Mönchen- materielle Maßnahmen zu fördern? 

gladbach) 

(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


43. Abgeordneter 
Wendt 
(SPD) 
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48. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


49. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


50. Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 

Coppik 

(SPD) 


52. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Prozentsatz von Behindertenwerk- 
stätten, beschützenden Werkstätten und ähnlichen 
Einrichtungen, welche die vom Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung festgesetzten Mindest- 
voraussetzungen für die vorläufige Anerkennung 
einer Werkstatt für Behinderte, insbesondere die 
Voraussetzung von mindestens 120 Plätzen im End- 
ausbau, erfüllen, und wie hoch ist der Prozentsatz 
der dadurch einbezogenen Behinderten? 


Hält es die Bundesregierung für sozialpolitisch ver- 
tretbar, und mit der Zielrichtung des Gesetzes über 
die Sozialversicherung Behinderter vereinbar, durch 
hohe Voraussetzungen für die Anerkennung von 
Werkstätten für Behinderte vielen Behinderten in 
solchen Werkstätten den von diesem Gesetz vorge- 
sehenen Sozialversicherungsschutz vorzuenthalten? 


Welche Erfahrungen besitzt die Bundesregierung 
über die Anwendung des Arbeitssicherheitsgesetzes 
im öffentlichen Dienst, und treffen Informationen 
zu, wonach einzelne Gebietskörperschaften die 
Anwendung dieses Gesetzes im öffentlichen Dienst 
bis 1980 aussetzen wollen? 

Hat die Bundesregierung Kenntnis von ähnlichen 
Mitarbeiterrundbriefen wie dem des Offenbacher 
Unternehmens Non Food Service (NFS), in dem 
kranke Arbeitnehmer mit Entlassungsandrohung 
unter Druck gesetzt werden, die die Arbeitsun- 
fähigkeit bescheinigenden Ärzte diskriminiert und 
unzulässige Maßnahmen gegen das Lohnfortzah- 
lungsgesetz angekündigt werden, und was gedenkt 
die Bundesregierung gegen eine derartige Praxis 
zu tun? 

Wie begründet die Bundesregierung den Baustopp 
für die Versehrtenkurklinik in Bad Hersfeld im Hin- 
blick auf deren Notwendigkeit für Rehabilitations- 
maßnahmen für Kriegsbeschädigte sowie für Arbeits- 
und Unfallopfer und im Hinblick auf deren Be- 
deutung für die künftige Entwicklung des Staats- 
bads Bad Hersfeld im hessischen Zonenrandgebiet? 


53. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die jährlichen Aufwendungen für die 
etwa 1700 Renten, die bis jetzt und in Zukunft 
nach Zentral-Polen geleistet werden, und in wel- 
chem Umfang kommen diese Zahlungen (auch 
unter Berücksichtigung des Wechselkurses) den 
Rentenberechtigten zugute? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


54. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Untersuchungen 
betreffend die Auswirkungen des von Luftwaffen- 
übungs- und Bombenabwurfplätzen ausgehenden 
Lärms auF die Gesundheit der betroffenen Be- 
völkerung, insbesondere bezogen auf den Übungs- 
platz Nordhorn-Range, und wenn ja, wie ist das 
Ergebnis? 
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55. Abgeordneter 
Gerlach 
(Emsland) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, unabhängige Gut- 
achten zur Frage der Auswirkung von Lärm auf 
Grund von Luftwaffenübungsplätzen auf die Ge- 
sundheit der von diesem Lärm betroffenen Be- 
völkerung erstellen zu lassen und zwar insbeson- 
dere für den Bereich des Luftwaffenübungsplatzes 
Nordhorn-Range? 


56. Abgeordneter 
Dr. Wömer 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die bisherige 
fachdienstliche Unterstellung des Amts für Sicher- 
heit der Bundeswehr und des Miütärischen Ab- 
schirmdienstes unter dem Führungsstab der Streit- 
kräfte geändert werden soll, und welche Erfahrun- 
gen sprechen bejahendenfalls gegen die weitere 
Beibehaltung des derzeitigen Unterstellungsverhält- 
nisses? 


57. Abgeordneter Welche neue Form der Unterstellung ist beab- 
Dr. WÖrner sichtigt? 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Treffen Informationen zu, wonach 1977/78 das 
Bundeswehrlazarett in Kempten aufgelöst werden 
soll unter Beibehaltung lediglich einer Sanitäts- 
abteilung und wenn ja, welche Begründung liegt 
einer solchen Absicht zugrunde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


59. Abgeordneter 
Dr. Blüm 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten werden von der Bundes- 
regierung genutzt, um die gesundheitlichen Aus- 
wirkungen des Zigarettenrauchens bei filterlosen 
Zigaretten zu mildern? 


60 Abgeordneter Sind dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Schröder Gesundheit Untersuchungen in mehreren Staaten 

(Wilhelminenhof) bekannt, die laut Angaben des Bundesverbands 
(CDU/CSU) der Innungskrankenkasse bewiesen haben, daß 

bei einem Ansteigen des Wasserhärtegrades die 
Sterblichkeit durch Herz- oder Kreislaufversagen 
sinkt, und gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls Konsequenzen daraus zu ziehen? 


6 1 . Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Welche Publikation des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat der Zeitung 
Münchner Post, Ausgabe November 1975, Nr. 37, 
in welcher Auflage und zu welchen Kosten tat- 
sächlich beigelegen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkeftr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


62. Abgeordneter 
Peter 
(SPD) 


63. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


64. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


65. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 

66. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 


Treffen Behauptungen des saarländischen Ministers 
für Umwelt, Raumordnung und Bauwesen zu, 
wonach Mitteilungen des Bundesministers für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen, die 
Einstufung des Autobahnabschnitts (A 62) Nonn- 
weiler— Freisen im vorgesehenen zweiten Fünf- 
Jahresplan für den Bundesfernstraßenbau in die 
Bedarfsstufe I b sei im Einvernehmen mit dem 
saarländischen bzw. rheinland-pfälzischen zustän- 
digen Minister erfolgt, falsch seien? 

Werden an der Bundesautobahn A 4 Köln— Aachen 
nach ihrem Ausbau auf sechs Fahrspuren Lärm- 
schutzvorrichtungen im Bereich von Götzenkirchen 
im Erftkreis angebracht, und kann gegebenenfalls 
den betroffenen Bürgern von Götzenkirchen, die 
durch die Lärmbelästigung unmittelbar geschädigt 
werden, Schadensersatz geleistet werden? 

Wie konkret sind die Planungen für eine Entlastungs- 
und Schnellstrecke aus dem Kölner Raum in den 
Frankfurt— Groß Gerauer-Raum, und sind ursprüng- 
liche Pläne einer Trassenführung durch den Wester- 
wald ohne Anbindung des Raums Koblenz— Neu- 
wied nicht weiterverfolgt worden, sondern gehen 
neuere Überlegungen von einer Trassenführung 
mehr in der Nähe des Rheins aus — und zwar durch 
den Taunus? 

Sind Anbindungen der Räume Koblenz— Trier und 
Mainz— Wiesbaden an die Schnellstrecke vorgesehen, 
und hält die Bundesregierung diese Anbindungen 
für notwendig? 

Treffen Pressemitteilungen zu, wonach die Bundes- 
regierung keine Zuwendungen zur Finanzierung der 
Ausbaustrecke A 4 des Stadtbahnbaus in Frankfurt 
am Main vom Theaterplatz zum Südbahnhof ge- 
währen wird, und hält die Bundesregierung gegebe- 
nenfalls an ihrer Meinung auch dann fest, wenn bei 
der Entscheidung nicht berücksichtigt worden sein 
sollte, daß es sich bei dieser Ausbaustrecke nicht um 
eine neue Baumaßnahme, sondern um den Ausbau 
und die Weiterführung einer bestehenden Stadt- 
bahnstrecke handelt, was erst den vollen Verkehrs- 
wert der A-Strecke sicherstellt? 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, die 
Planungen zur Ermittlung der Kosten und der tech- 
nischen Durchführbarkeit folgender Varianten für 
die Führung der A 66 (früher A 80) im Osten der 
Stadt Frankfurt am Main aufzunehmen a) Wilhelms- 
bader Weg, Hochlage über der Bundesbahnstrecke 
von östlich des Bahnhofs Mainkur bis zur Süd- 
strecke des Riederwaldes und von dort nach Nord- 
westen (Variante 2 c), b) Enkheimer Wald, Vilbeler 
Landstraße, südöstlich der Borsigallee der Hafen- 
bahnstrecke folgend bis etwa Lahmey erbrücke, 
dann über oder an der Bundesbahnstrecke bis zur 
Südwestecke des Riederwaldes und von dort nach 
Nordwesten? 
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68. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen könnten die in Frage 00 
vorgeschlagenen Varianten unter Buchstabe a 
bzw. Buchstabe b auf den südlichen Knotenpunkt 
der A 66 (früher A 80) mit der A 49 (früher A 91) 
haben? 


69. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche regionalen Auswirkungen hat die von der 
Bundesregierung beabsichtigte Kürzung der soge- 
nannten Mineralölsteuermittel für die Bezuschus- 
sung von Straßenbauvorhaben und Maßnahmen des 
öffentlichen Personennahverkehrs im Rahmen des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes, und sieht 
sich die Bundesregierung in der Lage, die vorge- 
sehenen Mittelzuweisungen ohne Berücksichtigung 
und mit Berücksichtigung der vorgesehenen Kür- 
zung in der Aufteilung nach Bundesländern mit- 
zuteilen? 


70. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Initiative 
des Schwarzwaldvereins, die Trassierung des Ab- 
wasserkanals zur Ableitung der Abwässer aus der 
Freiburger Bucht nicht durch das Auwald-Schutz- 
gebiet „Taubergießen“, sondern auf kürzestem 
Weg über die Gemarkung Weisweil zum Vollrhein 
vorzusehen und dadurch eine Einsparung von 
ca. 60 Millionen DM zugunsten von Bund und 
Land bei gleichzeitiger Ausräumung der bestehen- 
den Bedenken der Bevölkerung zu erreichen? 


71. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Steht die Bundesregierung zu der dem Land Baden- 
Württemberg gegenüber gemachten Zusage, die bei 
einer billigeren Alternativlösung einzusparenden 
anteiligen Kosten des Bundes in Höhe von etwa 
10 Millionen DM für eine sinnvollere Lösung zur 
Verfügung zu stellen, und ist die Bundesregierung 
bereit, einen Teilbetrag dieser 10 Millionen DM 
zugunsten berechtigt erscheinender Forderungen 
der Gemeinde Weisweil zur Verfügung zu stellen, 
um damit zu einer befriedigenden Lösung dieses 
dringend notwendigen, aber in Teilen umstrittenen, 
Großvorhabens beizutragen? 


72. Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 


In welcher neuen Dringlichkeitsstufe befindet sich 
die Bundesstraße 33, und mit welchen Mitteln ist 
der weitere Ausbau vorgesehen? 


73. 


Abgeordneter 

Picard 


(CDU/GSU) 


Da die Bundesregierung auf meine Frage (Druck- 
sache 7/3977, Frage 99, Seite 51) zum Ausbau 
der Rodgaustrecke als S-Bahn geantwortet hatte, 
die Deutsche Bundesbahn sei bemüht, das Ver- 
kehrsangebot auf der genannten Strecke zu ver- 
bessern und ebenfalls die Umsteigmöglichkeiten 
in Offenbach, frage ich, wie sich mit dieser Aus- 
kunft die inzwischen im Winterfahrplan einge- 
tretene Reduzierung des Verkehrsangebots ver- 
einbaren läßt? 


74. Abgeordneter 
Picard 


(CDU/CSU) 


Welche Bedeutung kommt nach Auffassung der 
Bundesregierung der durch den hessischen Innen- 
minister nachdrücklich unterstützten Forderung 
auf Ausbau der Rodgaustrecke als S-Bahn zu? 
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7 5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Ausnahme- 
Dr. Kunz genehmigung bei dem Verbot der Spikes-Reifen 

(Weiden) zu erteilen für klimatisch extrem ungünstige Höhen- 

(CDU/CSU) gebiete, da die neuen Haftreifen die Spikes-Reifen 

in diesen Lagen nicht ersetzen können, und die 
Bundesregierung früher zugesichert hat, die Spikes- 
Reifen erst dann zu verbieten, wenn ein gleich- 
wertiger Ersatz die Sicherheit der Fahrzeuge ge- 
währleisten könne? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die binnenschiffahrtspolizeilichen Vorschriften für 
Fahrgast verkehr auf der Lahn den weniger strengen 
Vorschriften der Rheinschiffahrtpolizeiverordnung 
anzugleichen und damit Wettbewerbsnachteile der 
Lahnschiffahrt zu beseitigen, zumal Schiffe mit 
„Rheinattest“ die Nebenflüsse des Rheins bereits 
nach den Vorschriften der Rheinschiffahrtpolizei- 
verordnung befahren können und die Schleusen 
der Lahn alle elektrifiziert sind, .so daß das Schleu- 
sen auf der Lahn kaum körperliche Arbeit erfor- 
dert? 

77. Abgeordneter Welche Veränderungen gegenüber den ursprüng- 

Dr. Stavenhagen liehen Planungen weist die jetzt von der Deutschen 
(CDU/CSU) Bundesbahn angekündigte „Spartrasse“ der Schnell- 

bahnstrecke Mannheim— Stuttgart auf? 

78. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 

Dr. Stavenhagen die betroffenen Kreise und Gemeinden dem Bau der 
(CDU/CSU) Schnellbahntrasse Mannheim— Stuttgart nur auf 

Grund der festen Zusage zugestimmt haben, die 
berechtigten Anhegen des Umwelt- und Land- 
schaftsschutzes würden berücksichtigt, teilt die 
Bundesregierung die Auffassung, mit der Ankündi- 
gung, Untertunnelungen und Lärmschutzmaßnah- 
men zu streichen, sei die Geschäftsgrundlage für die 
Zustimmung entfallen, und welche Konsequenzen 
zieht die Bundesregierung daraus? 

79. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 

Lampersbach durch den Bau der Schnellbahnstrecke der Deut- 

(CDU/CSU) sehen Bundesbahn, UN 14, die städtebauliche Ent- 

wicklung der Stadt Bergkamen unmöglich gemacht 
wird? 

80. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung vor- 

Lampersbach gesehen, um die unzumutbare Lärmbelästigung 

(CDU/CSU) durch mit einer Geschwindigkeit von 200 km 

fahrende Intercityzüge zu vermeiden? 

8 1 . Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung gegen- 

Jäger wärtig und für die Zukunft dem Trajekt verkehr über 

(Wangen) den Bodensee zwischen Friedrichshafen und Ro- 

(CDU/CSU) manshorn angsichts der häufigen Engpaßsituation 

auf der B 3 1 bei? 

82. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß durch 

Milz die Streckenstillegung Köln— Brühl-Kierberg-Erft- 

(CDU/CSU) stadt-Trier und Horrem-Kerpen (Güterverkehr) 

große Gebiete des Erftkreises von der Verkehrs- 
bedienung per Schiene durch die Deutsche Bundes- 


76. Abgeordneter 

Krall 

(FDP) 
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bahn ausgeschlossen werden und zu befürchten ist, 
daß erhebliche Nachteile für die gesamte Bevölke- 
rung zu erwarten sind, und trifft es zu, daß auch 
die Bundesbahnstrecken Bedburg-Bergheim— Hor- 
rem und Neuß— Grevenbroich— Bedburg— Düren 
stillgelegt werden sollen? 


83. Abgeordneter Wann ist mit dem Bau der Ortsumgehung Straß 

Dr. Wernitz (Markt Burgheim) auf der B 16 zu rechnen? 

(SPD) 


84. Abgeordneter Welches Konzept für die Neuorganisation von Bahn- 
Dr. Wernitz % polizei und Fahndungsdienst hat die Deutsche 

(SPD) Bundesbahn der Bundesregierung vorgelegt? 


85. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Welche Gründe haben dazu geführt, daß die Her- 
stellung der für das Jahr 1975 im Bauprogramm 
vorgesehenen Kriechspur im Zuge der B 8 zwischen 
Kircheib und Altenkirchen nicht in Angriff ge- 
nommen wurde, und wann ist mit dem Baubeginn 
zu rechnen? 


86. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Welche Bundesbahnstrecken in den Kreisen Alten- 
kirchen und Neuwied werden im Zuge der Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen stillgelegt bzw. deren Trans- 
portleistungen im Bereich der Güter- Und Personen- 
beförderung reduziert? 


87. Abgeordneter Bis wann ist damit zu rechnen, daß der Autobahn- 

Dr. Jenninger Zubringer Bad Mergentheim— Berolzheim zur Auto- 

(CDU/CSU) bahn Würzburg-Heilbronn gebaut wird? 


88. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß bei der Abstimmung über die Fest- 
legung der Dringlichkeiten beim Bundesfernstraßen- 
bau weder die Landesregierung in Baden-Württem- 
berg noch die bayerische Staatsregierung zugunsten 
des Autobahnneubaus Würzburg— Ulm interveniert 
haben mit dem Ziel, den Autobahnneubau in eine 
höhere Dringlichkeitsstufe zu bringen? 


89 . Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
deutsche Fracht schiffahrt auf der Donau im Bun- 
desgebiet wie im Bereich des Ostblocks vor den von 
Moskau gesteuerten Dumpingpraktiken zu bewah- 
ren? 


90 Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß bei einer Zusammenlegung der 
Postverwaltungsdienste der beiden Postämter Bad 
Hersfeld und Bebra in Bebra statt wie beabsichtigt 
in Bad Hersfeld eine kostengünstigere Lösung im 
Hinblick auf die erforderlichen Baumaßnahmen 
erreicht werden könnte? 
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91. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Sanie- 
rungsgebiet der Stadt Essen-Borbeck durch die 
Verzögerung der von der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bundesbahn zu treffenden 
Baumaßnahmen (Errichtung eines Postamts im 
Ortskern, Errichtung eines Brückenbauwerks zur 
Schaffung eines neuen Verkehrsgerüst s) die ge- 
samte Sanierung zum Schaden der anderen Grund- 
stückseigentümer sowie der Mieter und Pächter in 
diesem Gebiet in Frage gestellt wird? 


92. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregie- 
Niegel rung zu treffen, um eine beschleunigte Durch- 

(CDU/CSU) führung der genannten Bauvorhaben sicherzu- 

stellen? 


93. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, den im 
Bau befindlichen Fernmeldeturm in Frankfurt/ 
Main als Entfernungsmeßpunkt zu den Ortsver- 
mittlungsstellen anzunehmen, damit weitgehend 
die zum Umlandverband Frankfurt/Main gehören- 
den Städte und Gemeinden und ihre Bürger in den 
Nahgebührenbereich im Fernsprechverkehr einbe- 
zogen werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


94. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die 
Dr. Schmitt- Auflagen nach § 34 c der Gewerbeordnung zu ver- 

Vockenhausen bessern, damit durch die Ausnahmeregelung für frei- 

(SPD) gestellte Bauträger die Zielsetzung der Bestimmun- 

gen nicht durchlöchert, sondern möglichst ver- 
schärft wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


95. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie viele Menschen wurden seit Gründung der 
„DDR“ und seit dem 13. August 1961 bei Ver- 
suchen, das Gebiet der Sowjetzone oder des 
Sowjetsektors von Berlin zu verlassen, getötet, und 
wie hoch schätzt die Bundesregierung die ent- 
sprechenden Dunkelziffern? 


96. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
der Deutsche Turn- und Sportbund (DTSB) dem 
Deutschen Sportbund (DSB) für 1976 nur 42 ge- 
meinsame Wettkämpfe — 20 weniger als 1975 — für 
innerdeutsche Sportbegegnungen angeboten hat, 
und sieht die Bundesregierung darin einen Beweis 
für die häufig von ihr angekündigten Fortschritte im 
innerdeutschen Sportverkehr? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

97. Abgeordneter Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung 
Dr. Schulze- auf Grund der für das Bundesministerium für 

Vorberg Forschung und Technologie speziell für die Stand- 

(CDU/CSU) ortvorsorge und „Logistik“ von Kernenergiean- 

lagen erstellte Datenbank, und welche Konsequen- 
zen ergeben sich daraus für den Standort Grafen- 
rheinfeld? 


98 Abgeordneter Welche Einzelvorhaben im Förderungsbereich Pro- 
Pfeffermann zeßlenkung mit DV- Anlagen müssen in den Jahren 
(CDU/CSU) 1976 ff. wegen der erheblichen Kürzung der Förder- 

mittel im einzelnen abgebrochen werden, und 
welche Mittel wurden für diese Vorhaben seither im 
einzelnen insgesamt verausgabt? 


99. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Schließung des Raketenver- 
Dr. Jahn suchsgeländes Trauen auf Grund von „Mittel- 

(B raunschweig) kürzungen staatlicher Geldgeber für das kommende 

(CDU/CSU) Jahr und für die in den nächsten Jahren zu erwar- 

tenden Zuwachsraten“ erfolgt? 


100. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ge- 
Dr. Jahn troffen, um das Forschungsprogramm ungekürzt 

(Braunschweig) durchzuführen, und in welchem Umfang wird das 
(CDU/CSU) wissenschaftliche und handwerkliche Fachpersonal 

im Rahmen der Aufgabenstellung der Deutschen 
Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt übernommen? 


101. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Welche Kosten entstanden dem Bundesministerium 
für Forschung und Technologie durch Anzeigen 
oder Beilagen von Informationsschriften in Zei- 
tungen des Frankfurter Raums in den Jahren 
1972 bis 1975? 


Hält die Bundesregierung die neüeren Meldungen 
über die Einwirkung der handelsüblichen Treibgase 
auf die Ozonschicht und die daraus möglicherweise 
langfristig erwachsende Gefährdung allen Lebens 
für schwerwiegend genug, um nunmehr mit den 
Herstellern von Dispersionsbehältern die Umstellung 
auf Kohlensäure zu erörtern? 

104, Abgeordneter Wie sind bisher die vom Bundestag bewilligten 
Lenzer Mittel für die Kernenergie Werbung im Bundes- 

(CDU/CSU) ministerium für Forschung und Technologie ver- 

wendet worden, und was ist für die kommenden 
Jahre beabsichtigt? 


103. Abgeordneter 
Krockert 
(SPD) 


102. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Welche Ausgaben entstanden dem Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie für die Heraus- 
gabe der Informationsschrift „Der Fortschritt in 
der Medizin darf nicht vom Zufall abhängen“, wie 
hoch war die Auflage dieser Schrift, in welchen 
Zeitungen wurde sie verteilt? 
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105. Abgeordneter Wie viele Personen sind im Presse- und Öffentlich- 

Lenzer keitsreferat der Bundesministeriums für Forschung 

(CDU/CSU) und Technologie inclusive Schreibkräfte und Aus- 

hilfskräfte sowie im Referat für Grundsatzfragen 
der Kernenergie zur Zeit beschäftigt im Vergleich 
zu 1973? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

Liegen der Bundesregierung oder einer sonstigen 
dafür zuständigen Stelle inzwischen Anträge oder 
Voranfragen für eine Förderung von Projekten der 
„Vereinigten Deutschen Studentenschaften“ aus 
Bundeshaushaltsmitteln vor oder sind sie ange- 
kündigt? 


107. Abgeordneter Wenn ja, was ist Gegenstand dieser Projekte, und 

Miltner wie beurteilt die Bundesregierung die Anträge? 

(CDU/CSU) 


108. Abgeordneter Wann liegen nach Auffassung der Bundesregierung 
Dr. Mertes „besondere Umstände des Einzelfalls“ im Sinne 

(Gerolstein) von § 6 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

(CDU/CSU) (BAföG) vor, die einen Anspruch auf Ausbildungs- 

förderung begründen? 


109. Abgeordneter Steht § 6 BAföG im Hinblick auf die Regelungen 
Dr. Mertes in § 5 BAföG, die z. B. einem deutschen Staats- 

(Gerolstein) angehörigen, der in Saarbrücken wohnt und in 

(CDU/CSU) Nancy studiert, einen Rechtsanspruch auf Aus- 

bildungsförderung gewährt, mit dem Gleichheits- 
grundsatz (Artikel 3 des Grundgesetzes) in Überein- 
stimmung, da § 6 BAföG z. B. einem deutschen 
Staatsangehörigen, der in Nancy wohnt, nur bei 
Vorliegen „besonderer Umstände des Einzelfalls“ 
Ausbildungsförderung gewährt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1 10. Abgeordneter Welche konkreten Projekte der staatlichen Dreiecks- 
Dr. Todenhöfer kooperation - und von welchem finanziellen Um- 
(CDÜ/CSU) fang - werden zur Zeit im Rahmen der öffentlichen 

deutschen Entwicklungshilfe durchgeführt, bei de- 
nen erdölexportierende Länder oder ihre Entwick- 
lungsfonds die Mittel zur Finanzierung von Projek- 
ten in dritten Entwicklungsländern und die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau oder die Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit ihr technisches 
Wissen zur Planung und Durchführung dieser Pro- 
jekte ohne sonstige finanzielle und sachliche 
Leistungen zur Verfügung stellen, in welchem 
Umfang wird durch diese Projekte ein Beitrag zum 
recycling der Ölgelder in die Bundesrepublik 
Deutschland geleistet? 
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JM* Abgeordneter Wie hoch wird nach den Plänen der Bundesregie- 

Dr. Todenhöfer rung der Anteil der LLDC -Länder an den gesamten 

(CDU/CSU) bilateralen Zusagen der deutschen Öffentlichen 

Entwicklungshilfe — der nach dem jüngsten ent- 
wicklungspolitischen Bericht der Bundesregierung 
im Jahr 1973 18,1 % und im Jahr 1974 19,4 % 
betrug - im Jahr 1975 sein? 


Bonn, den 21. November 1 975 
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